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20/24 
Allgemeinverfügung 
zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 
 
Gemäß § 28 Abs. 1 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen, Infektionsschutz-
gesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000, BGBl. I S. 1045, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 10.02.2020, BGBL. I S. 148 in 
Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein – Westfalen (VwVfG NRW) vom 
12.11.1999 (GV. NRW S. 602) jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung erlässt 

 
 

der Oberbürgermeister der Stadt Remscheid 
 
 

folgende 
 
 

 Allgemeinverfügung 
 

zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2: 
 
 
 

1. Die Allgemeinverfügung vom 13.03.2020 (siehe Amtsblatt Nr. 4, Seite 2) wird aufgehoben und durch die nachfolgende 
Verfügung ersetzt. 
  

2. Alle auf Remscheider Stadtgebiet stattfindenden Veranstaltungen sind untersagt. Dieses Verbot gilt auch für Gottes-
dienste und sonstige Veranstaltungen von Religionsgemeinschaften. Ausgenommen sind nur Veranstaltungen, die der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfürsorge und –vorsorge dienen. Dies sind 
z.B. Wochenmärkte.  

 
3.  Folgende Einrichtungen sind zu schließen:  

 
a.  Alle Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Kinos und Museen unabhängig von der Trägerschaft und den Eigen-

tumsverhältnissen  
 

b.  Alle Fitness-Studios, Schwimm- und Hallenbäder, Thermalbäder und Saunen  
 

c.  Alle Angebote in Volkshochschulen, Musikschulen und sonstigen öffentlichen und private außerschulische Bil-
dungseinrichtungen  
 

d.  Zusammenkünfte in Sportvereinen und sonstigen Sport-, Kult- und Freizeiteinrichtungen  
 

e.  Zusammenkünfte in Spielhallen, Spielbanken und Wettbüros  
 

f.  Prostitutionsbetriebe.  
 

4. Der Betrieb von Restaurants und Gaststätten sowie von Hotels für die Bewirtung von Übernachtungsgästen ist unter 
nachfolgenden Auflagen erlaubt:  

 
a. Besucherregistrierung mit Telefonnummer  
b. Reglementierung der Besucherzahl  
c. Einhaltung von Mindestabständen von 2 Metern zwischen Tischen  
d. Aushänge mit Hinweisen zu Hygienemaßnahmen  
e. Bereitstellung ausreichender Hygienemittel (Waschgelegenheiten, Desinfektionsmittel, Papierhandtücher). 

 
5.  Der Zugang zu Einrichtungshäusern und Einkaufzentren oder vergleichbaren Einrichtungen, die mehr als 15 Einzelge-

schäfte umfassen, ist nur zur Deckung des dringenden oder täglichen Bedarfs zu gestatten.  
 

6.  Die Anordnungen Nr. 2. – 5. sind sofort zu vollziehen.  
 

7. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als be-
kannt gegeben. 

 
 
 

Amtliche Bekanntmachung 
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Begründung: 
 
Das neuartige Corona-Virus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen. 
 
Vor dem Hintergrund der drastisch steigenden Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Ent-
wicklung der SAR-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung – insbeson-
dere Verzögerung – der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. Die Maßnahmen sind geeignet, 
zu einer weiteren Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen und daher erforderlich. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch symptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen. 
 
Die Stadt Remscheid ist als örtliche Ordnungsbehörde für die Anordnung und Durchführung von Maßnahmen des Infektions-
schutzgesetzes zuständig.  
 
Gem. § 28 Abs. 1, Satz 1,2 Infektionsschutzgesetz trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, wenn Kran-
ke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, oder sich ergibt, dass ein verstorbener 
Kranker, Krankheitsverdächtiger oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist. Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige An-
sammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder sie verbieten. 
 
Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 28 Abs. 1, Satz 1 und 2 IfSG sind gegeben: In Remscheid sind inzwischen mehrere Fälle 
festgestellt worden, in denen das Corona-Virus nachgewiesen wurde. Zudem liegen weitere Krankheitsverdachtsfälle und damit 
Krankheitsverdächtige bzw. Ansteckungsverdächtige gem. § 2 Ziffer 5 und 7 IfSG vor. Wie oben dargelegt, sind Personenan-
sammlungen in besonderer Weise geeignet, die Verbreitung des Virus zu fördern.  
 
Liegen die Voraussetzungen des § 28 IfSG vor, trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen. Gem. § 28 Abs. 
1, Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde u.a. Veranstaltungen verbieten und Ansammlungen von Menschen untersagen. 
 

Das mir in § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG eingeräumte Ermessen habe ich pflichtgemäß ausgeübt. Hierbei habe ich die 

entgegengesetzten Interessen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gegeneinander abgewogen. 

Das Interesse der Allgemeinheit an einer Verlangsamung der Verbreiterung des Virus und dadurch der Aufrechter-

haltung eines funktionierenden Gesundheitssystems überwiegt das Interesse am Betrieb der unter Punkt 1 – 3 

genannten Personengruppen bei weitem. 

Die Untersagung der möglichen Kontaktwege unter den Punkten 1-3 dieser Allgemeinverfügung ist die einzige 

Möglichkeit, die potentiellen Übertragungswege, welche bei der Durchführung von Veranstaltungen bestünden, zu 

unterbinden, sodass das Verbot öffentlicher Veranstaltungen im Rahmen meines Auswahlermessens eine verhält-

nismäßige Maßnahme darstellt.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39 in 40213 Düsseldorf Klage erhoben 
werden.  

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 55 a Abs. 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen 
sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer Rechtsverkehr Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBl. I S. 3803). 

 
Hinweise: 
Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung hat gem. § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. Dies 
bedeutet, dass die Allgemeinverfügung auch dann befolgt werden muss, wenn sie mit einer Klage angegriffen wird.  
 
Beim Verwaltungsgericht Düsseldorf kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO die Herstellung der aufschiebenden Wirkung beantragt 
werden. 
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Strafbarkeit: 
 
Mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer u.a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 
Satz 2, § 30 Abs. 1 oder § 31 IfSG, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 32 Satz 1 IfSG, zuwider han-
delt. 
 
 
 
Remscheid, 16.03.2020  
 
 
Burkhard Mast-Weisz 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 


